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Stellungnahme zum Vorhaben 
Neukirchen, Bebauungsplan „Gewerbegebiet Süd-West“ (Vorentwurf, 9. 
Änderung), Lkr. Erzgebirge 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
das Landesamt für Archäologie erhebt gegen das o.g. Vorhaben keine Ein-
wände. 
 
Wir bitten, die ausführenden Firmen auf die Meldepflicht von Bodenfunden 

gemäß § 20 SächsDSchG hinzuweisen. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
Dr. Christiane Hemker 
Referatsleiterin Südwestsachsen 

 

Dieses Schreiben wurde elektronisch erstellt und ist auch ohne Unterschrift gültig. 

 

 

D/UD Erz 

Bauer Tieffaauplanung GmbH 
Industriestrafte 1 
08280 Aue 

LANDESAMT FÜR ARCHÄOLOGIE SACHSEN 
Zur Wetterwarte 7 | 01109 Dresden 

Ihr Ansprechpartner 

Dr. Christiane Hemker 

 

Durchwahl 

Telefon +493518926673 

Telefax +493518926999 

 

e-Mail 

Christiane.Hemker@ 

lfa.sachsen.de* 

 

Ihr Zeichen 

RB/nf 

 

Ihre Nachricht vom 

15.07.2020 

 

Aktenzeichen 

(bitte bei Antwort angeben) 

2-7051/6/159-2020/18649 

 

Dresden, 

03.08.2020  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Hausanschrift: 

Landesamt für Archäologie Sach-

sen 

Zur Wetterwarte 7 

01109 Dresden 

 

www.archaeologie.sachsen.de 

 

Bankverbindung: 

Hauptkasse des Freistaates  

Sachsen 

Deutsche Bundesbank 

IBAN:  

DE06 8600 0000 0086 0015 19 

BIC: MARK DEF1 860  

 

Verkehrsverbindung: 

Zu erreichen mit  

Straßenbahnlinie 7 –  

Industriepark Klotzsche 

Buslinie 70 – Hugo-Junkers-Ring 

 
 
*Kein Zugang für elektronisch signierte so-
wie für verschlüsselte elektronische Doku-
mente. 
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Sächsisches Oberbergamt 
Postfach 13 64 | 09583 Freiberg 

 
Gemeindeverwaltung Neukirchen/Erzgeb. 
Bauamt 
Hauptstraße 77 
09221 Neukirchen/Erzgeb. 
 
per Email: C.Lieberwirth@neukirchen-
erzgebirge.de 
 
 
7090 Lehmgrube Neukirchen - Stellungnahme zur geplanten Nachnut-
zung einer Teilfläche 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
sehr geehrte Frau Lieberwirth, 
 
Sie baten in Ihrer Anfrage vom 7. Mai 2020 um eine Stellungnahme im Zu-
sammenhang mit der Aufstellung bzw. Änderung des Bebauungsplans für 
eine Teilfläche des Tagebaus Neukirchen (Betr. Nr. 7090).  
 
Für die betroffenen Flächen beabsichtigt die Gemeinde, eine Nachnutzung 
als Gewerbegebietsfläche und als Photovoltaikfläche zu ermöglichen. Die 
Flächen sollen demnach nicht mehr, wie ursprünglich vorgesehen, einer 
landwirtschaftlichen Nachnutzung zugeführt werden. 
 
Auf den betroffenen Flächen wurden (zuletzt durch die WMB Bodenverwer-
tungsgesellschaft mbH) tonige Gesteine gewonnen. Parallel zur Rohstoffge-
winnung verlief die Verfüllung abgebauter Bereiche. Die hier in Rede ste-
henden Flächen sind abgebaut, ausgetont und weitgehend wiederverfüllt, so 
dass deren zukünftige Ausweisung als Vorbehaltsfläche Bergbau/ Boden-
schätze für die Gewinnung tonhaltiger Bodenschätze im Regionalplan nicht 
mehr erforderlich sein wird. Dies spiegelt sich auch in der Sicht des Berg-
bauunternehmers, der WMB Bodenverwertungsgesellschaft mbH wider, wel-
cher für die Flächen einen Teilabschlussbetriebsplan zur Zulassung beim 
Sächsischen Oberbergamt eingereicht hat, der die Wiedernutzbarmachung 
der Flächen und die Entlassung aus der Bergaufsicht zum Ziel hat. Auch im 
beantragten Teilabschlussbetriebsplan ist eine Wiedernutzbarmachung der 
Flächen mit dem Ziel einer Nachnutzung als Gewerbegebiets- und Photovol-
taikfläche vorgesehen. 
 
 
 
 
 
 

Ihr/e Ansprechpartner/-in 
Thomas Perl 

Durchwahl 
Telefon: +49 3731 372-2204 
Telefax: +49 3731 372-1009 
 
 
thomas.perl@ 
oba.sachsen.de* 
 
 
Ihr Zeichen 
 
 
Ihre Nachricht vom 
 
 

Geschäftszeichen 
(bitte bei Antwort angeben) 
22-4141/3928/3-2020/14089 
 
Freiberg, 
29. Mai 2020 

 

Hausanschrift: 
Sächsisches Oberbergamt 
Kirchgasse 11 
09599 Freiberg 
 
Lieferanschrift: 
Brennhausgasse 8 
09599 Freiberg 
 
www.oba.sachsen.de 
 
Bereitschaftsdienst 
außerhalb der Dienstzeiten: 
+49 151 16133177 
 
Besuchszeiten: 
nach Vereinbarung 
 
Parkmöglichkeiten für 
Besucher 
können gebührenpflichtig auf dem  
Untermarkt und im Parkhaus an 
der Beethovenstraße genutzt 
werden. 
 
*Informationen zum Zugang für ver-
schlüsselte / signierte E-Mails / elektro-
nische Dokumente sowie De-Mail unter 
http://www.oba.sachsen.de/258.htm. 
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Abschließend können wir bestätigen, dass einer Nachnutzung als Gewerbegebiets- 
und Photovoltaikfläche (und nicht als landwirtschaftlicher Nutzfläche) aus bergbaulicher 
Sicht nichts entgegensteht, vorausgesetzt die Zustimmung des/der Flächeneigentü-
mer(s) liegt vor. 
 
Mit freundlichen Grüßen und Glückauf 
 
 
Thomas Perl 
Sachbearbeiter 
 
Anlagen 
Lageplan aus Ihrer Anfrage vom 7. Mai 2020 
 
 
Dieses Dokument wurde elektronisch gezeichnet und ist ohne Unterschrift gültig. 
 
 
 



*2
02

0/
12

10
85

* 
2
0
2
0
/1

2
1
0
8
5
 

 

 

 Ihre Nachricht vom 

 

 

Aktenzeichen 

(bitte bei Antwort angeben) 

21-2511/330/7 

  

Dresden, 19.08.2020 

 

  

 

Hausanschrift: 

Sächsisches Landesamt für 
Umwelt, Landwirtschaft und 
Geologie 
Abteilung 2 
August-Böckstiegel-Str. 3, 
01326 Dresden 

 

 

 

 

 

www.sachsen.de 

 

 

 

Verkehrsverbindung: 

Buslinie 63, 83 und Linie P Halte-

stelle Pillnitzer Platz 

 

Für Besucher mit Behinderungen 

befinden sich gekennzeichnete 

Parkplätze vor dem Haus August-

Böckstiegel-Straße 1 
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SÄCHSISCHES LANDESAMT FÜR UMWELT, LANDWIRTSCHAFT UND GEOLOGIE 
Postfach 540137 | 01311 Dresden 

 Ihr/-e Ansprechpartner/-in 

Rainer Clausnitzer 

per E-Mail 
nadine.fleischer@bauer-planung.com 
 
Bauer Tiefbauplanung GmbH  
Industriestraße 1  
08280 Aue 
 
 
 

  

Durchwahl 

Telefon +4935126122110 

Telefax +4935126122099 

 

rainer.clausnitzer@ 

smul.sachsen.de 

  

Ihr Zeichen 

RB/nf 

 
9. Änderung des Bebauungsplanes „Gewerbegebiet Süd-West“ in 
Neukirchen, Erzgebirgskreis - Vorentwurf in der Fassung vom Juni 
2020 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
mit diesem Schreiben erhalten Sie die Stellungnahme des Sächsischen 
Landesamtes für Umwelt, Landwirtschaft und Geologie (LfULG) als Träger 
öffentlicher Belange.  
 
Wir weisen darauf hin, dass im LfULG nur die Belange  
 

- Fluglärm 
- Anlagensicherheit / Störfallvorsorge 
- natürliche Radioaktivität 
- Fischartenschutz und Fischerei und 
- Geologie 
 

Gegenstand der Prüfung sind. Die Prüfung weiterer Belange ist auf Grund 
fehlender Zuständigkeit nicht möglich. 
 
Wir haben die Prüfung und Einschätzung u.a. auf der Grundlage des In-
halts der unter den Gliederungspunkten 2.1 und 3.1 aufgeführten Unterla-
gen vorgenommen: 
 
 
1 Zusammenfassendes Prüfergebnis 
 
Seitens des LfULG stehen dem Vorhaben keine Bedenken entgegen.  
 
Im Rahmen weiterer Planungen zur Bebauung bestehen jedoch Anforde-
rungen zum Radonschutz die beachtet werden sollen. Zur Begründung und 
zu weiteren Hinweisen der natürlichen Radioaktivität siehe Gliederungs-
punkt 2.   
 
Wir empfehlen im Rahmen der weiteren Planbearbeitung die in Punkt 3 
folgenden geologischen Hinweise zu berücksichtigen. 
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Die Belange des Fluglärms, der Anlagensicherheit / Störfallvorsorge sowie des Fischar-
tenschutzes / der Fischerei sind nicht berührt. 
 
2  Natürliche Radioaktivität 
2.1  Unterlagen 

 
[1] Kataster für Natürliche Radioaktivität in Sachsen, basierend auf Kenntnissen 

über den Altbergbau, Uranerzbergbau der Wismut und Ergebnissen aus dem 
Projekt „Radiologische Erfassung, Untersuchung und Bewertung bergbaulicher 
Altlasten“ (Altlastenkataster) des Bundesamtes für Strahlenschutz. 

[2] Gesetz zum Schutz vor der schädlichen Wirkung ionisierender Strahlung (Strah-
lenschutzgesetz – StrlSchG) vom 27. Juni 2017 (Bundesgesetzblatt Jahrgang 
2017 Teil I Nr. 42, ausgegeben zu Bonn am 03.07.2017). 

[3] Verordnung zum Schutz vor der schädlichen Wirkung ionisierender Strahlung 
(Strahlenschutzverordnung – StrlSchV) vom 29. November 2018 (Bundesge-
setzblatt Jahrgang 2018 Teil I Nr. 41, ausgegeben zu Bonn am 05.12.2018). 

 

2.2 Prüfergebnis 
 
Gegenwärtig [1] liegen uns keine Anhaltspunkte über radiologisch relevante Hinterlas-
senschaften für dieses Plangebiet vor. 
 
Aber nach den uns bisher vorliegenden Kenntnissen liegt das Plangebiet in einem Ge-
biet, in dem wahrscheinlich erhöhte Radonkonzentrationen in der Bodenluft vorhanden 
sind. 
 
Zum vorliegenden Vorhaben bestehen derzeit keine Bedenken. Im Rahmen weiterer 
Planungen zur Bebauung bestehen jedoch Anforderungen zum Radonschutz, die be-
achtet werden sollen. 
 
2.3  Anforderungen zum Radonschutz 
 
Aufgrund der Verabschiedung des neuen Strahlenschutzgesetzes [2] und der novellier-
ten Strahlenschutzverordnung [3] gelten seit dem 31. Dezember 2018 erweiterte Rege-
lungen zum Schutz vor Radon (§§ 121 – 132 StrlSchG [2] / §§ 153 - 158 StrlSchV [3]). 
 
Erstmalig wurde zum Schutz vor Radon ein Referenzwert für die über das Jahr gemit-
telte Radon-222-Aktivitätskonzentration in der Luft von 300 Bq/m³ für Aufenthaltsräume 
und Arbeitsplätze in Innenräumen festgeschrieben.  
 
Wer ein Gebäude mit Aufenthaltsräumen oder Arbeitsplätzen errichtet, hat geeignete 
Maßnahmen zu treffen, um den Zutritt von Radon aus dem Baugrund zu verhindern 
oder erheblich zu erschweren. Diese Pflicht gilt als erfüllt, wenn die nach den allgemein 
anerkannten Regeln der Technik erforderlichen Maßnahmen zum Feuchteschutz ein-
gehalten werden. 
 
Wer im Rahmen baulicher Veränderung eines Gebäudes mit Aufenthaltsräumen oder 
Arbeitsplätzen Maßnahmen durchführt, die zu einer erheblichen Verminderung der 
Luftwechselrate führen, soll die Durchführung von Maßnahmen zum Schutz vor Radon 
in Betracht ziehen, soweit diese Maßnahmen erforderlich und zumutbar sind.  
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Bis Ende 2020 werden spezielle Radonvorsorgegebiete ausgewiesen, für die erwartet 
wird, dass die über das Jahr gemittelte Radon-222-Aktivitätskonzentration in der Luft in 
einer beträchtlichen Zahl von Gebäuden mit Aufenthaltsräumen oder Arbeitsplätzen 
den Referenzwert von 300 Bq/m³ überschreitet.  
In diesen ausgewiesenen Radonvorsorgegebieten werden dann weitergehende Rege-
lungen in Bezug auf den Neubau von Gebäuden, der Ermittlung der Radonsituation an 
Arbeitsplätzen in Kellern oder Erdgeschossräumen und zum Schutz vor Radon an Ar-
beitsplätzen zu beachten sein (§§ 153 – 154 StrlSchV [3]). 
 
2.4  Hinweise zum Radonschutz 
 
Bei Fragen zu Radonvorkommen, Radonwirkung und Radonschutz wenden Sie sich 
bitte an die Radonberatungsstelle des Freistaates Sachsen: 
 

Staatliche Betriebsgesellschaft für Umwelt und Landwirtschaft – Radonberatungsstelle: 

 Dresdner Straße 183, 09131 Chemnitz 

 Telefon: (0371) 46124-221 
Telefax: (0371) 46124-299 
E-Mail: radonberatung@smul.sachsen.de 
Internet: www.smul.sachsen.de/bful und www.radon.sachsen.de 
 
Beratung werktags per Telefon oder E-Mail; zusätzlich besteht die Möglichkeit 
einer Vereinbarung individueller persönlicher Beratungstermine. 

 
3  Geologie 
3.1  Unterlagen 
 
[1]  Anschreiben der Bauer Tiefbauplanung GmbH aus Aue (Frau Fleischer) vom 

15.07.2020, Ihr Zeichen: RB/nf mit digitalen Unterlagen [2]  
[2]  Gemeinde Neukirchen: Vorentwurf 9. Änderung des Bebauungsplanes „Gewer-

begebiet Süd-West“ in Neukirchen bestehend aus Planzeichnung, textlicher 
Festsetzung und Begründung mit Umweltbericht; aufgestellt durch Bauer Tief-
bauplanung GmbH aus Aue, Stand 06/2020 

[3]  Sächsisches Landesamt für Umwelt, Landwirtschaft und Geologie (LfULG): Ar-
chivunterlagen und Geodatenbank der Abteilung Geologie 

 
3.2  Prüfergebnis 
 

Aus geologischer Sicht bestehen keine Bedenken zum o.g. Vorhaben.  
 
In der weiteren Planung halten wir es für erforderlich nachfolgende Hinweise zu be-
rücksichtigen und zu übernehmen. 
 
3.3  Hinweise 
3.3.1 Bebaubarkeit der ausgetonten und wiederverfüllten Flächen 
 
Nach [2], Begründung sind die Planflächen ausgetont und weitgehend wiederverfüllt. 
Die Errichtung von Neubauten erfordert einen tragfähigen und standsicheren Bau-
grund. 

mailto:radonberatung@smul.sachsen.de
http://www.smul.sachsen.de/bful
http://www.radon.sachsen.de/
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Zu einer sicheren Planung für die Errichtung von Gewerbe- und Erschließungsneubau-
ten in einem künftigen Gewerbegebiet empfehlen wir der Bauherrschaft eine standort-
konkrete und auf die Bauaufgabe ausgerichtete Baugrunduntersuchung nach DIN 4020 
bzw. DIN EN 1997-2 unter besonderer Berücksichtigung der Qualität der Verfüllerdstof-
fe. Die geplante Maßnahme sollte nach DIN EN 1997 einer geotechnischen Kategorie 
zugeordnet werden, um den notwendigen Umfang an Erkundungsmaßnahmen und zu 
erbringenden Nachweisen festzulegen. Die Baugrundaufschlüsse sollen dabei die 
maßgebenden Baugrundschichten ausreichend tief erkunden. 
 
3.3.2 Neuregelung Geologiedatengesetz für Bohranzeige und Bohrergebnismit-

teilung  
 
Wir weisen darauf hin, dass das Lagerstättengesetz zur Regelung der Bohranzeige- 
und Bohrergebnismitteilungspflicht für geologische Bohrungen aktuell durch das Geo-
logiedatengesetz (GeolDG) abgelöst wurde. Geologische Bohrungen sind nach Geo-
lDG spätestens zwei Wochen vor Beginn dem LfULG als zuständige Behörde anzuzei-
gen (§ 8 GeolDG). Für diese Anzeigen wird das Online-Portal ELBA.SAX empfohlen. 
Spätestens drei Monate nach dem Abschluss der geologischen Untersuchung sind die 
dabei gewonnenen Bohrprofile und Laboranalysen und spätestens sechs Monate nach 
dem Abschluss sind Bewertungsdaten wie Einschätzungen, Schlussfolgerungen oder 
Gutachten an unsere Einrichtung zu übergeben (§ 9, 10 GeolDG). 
 
3.3.3 Übergabe von Ergebnisberichten 
 
Wurden oder werden geowissenschaftliche Erkundungen wie z. B. geologische Boh-
rungen durchgeführt, oder liegen der Gemeinde Neukirchen zum Standort Baugrund- 
oder Hydrogeologische Gutachten vor, bitten wir diese an das LfULG zu übergeben 
und verweisen auf § 15 Sächsisches Kreislaufwirtschafts- und Bodenschutzgesetz. 
 
3.3.4 Verfügbare Geologiedaten 
 
In Auswertung von [3] stehen für das Plangebiet und seine unmittelbare Umgebung 
Bohrungsdaten zu Recherchezwecken zur Verfügung. Diese können unter der Inter-
netadresse www.geologie.sachsen.de („Karten und GIS-Daten“ interaktive Karte 
„Geologische Aufschlüsse in Sachsen“) lagemäßig recherchiert werden. Zur Übergabe 
dieser Geodaten ist eine Anfrage per E-Mail an bohrarchiv.lfulg@smul.sachsen.de 
notwendig. Wir empfehlen, diese Daten zur Vorbereitung von Baugrunduntersuchun-
gen zu nutzen. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
gez. 
Rainer Clausnitzer 
Sachbearbeiter(-in)  Grundsatzangelegenheiten / Öffentlichkeitsarbeit                                                                                                                                                                                                               
 
Dieses Schreiben wurde elektronisch erstellt und ist auch ohne Unterschrift gültig. 

mailto:bohrarchiv.lfulg@smul.sachsen.de





